
Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB

1 Art der baulichen Nutzung 
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

1.1 Allgemeine Wohngebiete WA (§ 4 BauNVO)
Die Nutzungen nach § 4 (3) Nr. 4 [Gartenbaubetrie-
be] und Nr. 5 [Tankstellen] werden in Anwendung des 
§ 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes.

2 Maß der baulichen Nutzung 
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die maxi-
mal zulässige Traufhöhe in Verbindung mit der 
Grundflächenzahl und der Geschossflächenzahl fest-
gesetzt.

2.2 Die Traufhöhe darf das im Bebauungsplan festge-
setzte Maß nicht überschreiten.

2.3 Als Traufhöhe gilt die (gedachte) Schnittlinie der 
traufseitigen Außenwand- fläche mit der harten Be-
dachung. Zur Ermittlung der maßgeblichen Höhe ist 
die Höhe aus den Schnittpunkten der seitlichen 
Grundstücksgrenzen mit der Straßenachse zu mit-
teln. Maßgebend ist die ausgebaute ansonsten die 
geplante Straßenhöhe. Bei Eckgrundstücken ist die 
Verkehrsfläche maßgebend, zu der die Traufseite 
des Hauptkörpers gerichtet ist.

2.4 In den mit WA* gekennzeichneten Bereichen ist eine 
II-geschossige Bebauung mit Traufhöhen bis 6,50 m
und einer GFZ von maximal 0,8 zulässig, wenn eine 
zusammenhängende Baugruppe von mindestens drei 
Häusern gesichert ist.

In den mit WA** gekennzeichneten Bereichen ist 
eine II-geschossige Bebauung mit Traufhöhen bis 
6,80 m und einer GFZ von maximal 0,8 zulässig.

3 Überbaubare und nicht überbaubare Flächen
§ 9 (1) Nr. 2 und (2) BauGB

3.1 Die überbaubaren Flächen sind durch Baugrenzen 
festgesetzt.

3.2 Durch das Symbol      und den Eintrag der Höhe über 
NHN in der Planzeichnung ist die Höhenlage der 
nicht überbaubaren Flächen zwingend mit einem To-
leranzbereich von +/- 10 cm festgesetzt. Die Höhe 
notwendiger Zwischenpunkte ist zwischen den be-
zeichneten Punkten bzw. zwischen diesen Punkten 
und den Höhen der Straßenränder zu interpolieren. 
Dabei sind die Grundstücksflächen grundsätzlich mit 
einem Toleranzbereich von +/- 10 cm bündig zu den 
Straßenrändern anzulegen. Maßgebend ist die aus-
gebaute ansonsten die geplante Straßenhöhe.

3.3 Eine Abweichung von der Höhenlage gemäß 3.2 be-
darf im Bereich der Grundstücksgrenze der Zustim-
mung des jeweiligen Nachbarn.

4 Garagen und Nebenanlagen
§ 9 (1) Nr. 4 BauGB

4.1 Garagen sind ausschließlich auf den von Baugrenzen 
umschlossenen überbaubaren Flächen sowie auf den 
für Garagen festgesetzten Flächen zulässig. Garagen 
müssen mit der Zufahrtseite der Garage einen Ab-
stand von mindestens 5,00 m zur Straßenbegren-
zungslinie einhalten. 
Stellplätze, die an mindestens einer der Seiten durch 
eine Wand abgeschlossen werden, gelten als Gara-
gen im Sinne dieser Vorschriften.

4.2 Stellplätze sind auf den für Stellplätze und Garagen 
festgesetzten Flächen, den überbaubaren Flächen 
sowie in den Vorgartenflächen zwischen der Bau-
grenze und der Straßenbegrenzungslinie zulässig.

4.3 Außerhalb der überbaubaren Flächen und der Flä-
chen für Nebenanlagen zum Abstellen von Kraftfahr-
zeugen sind Nebenanlagen bis zu einer Baumasse 
von insgesamt 30m³ zulässig.

5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft 
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB

5.1 Für die Zuwegungen und Zufahrten auf den Bau-
grundstücken sind vollständig bodenversiegelnde 
Ausführungen unzulässig.

6 Pflanzgebot 
§ 9 (1) Nr. 25a BauGB

Die im Straßenraum mit Planzeichen festgesetzten 
Bäume sind aus der Artenliste “Straßenbäume” aus-
zuwählen, mit mindestens der Qualität H. 2xv. DB 
18/20 zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Maßnahme : Die mit der Nr. gekennzeichneten Flä-
chen (Breite 5-20 m) sind mehrreihig mit Bäumen (Anteil 
30%) und Sträuchern (Anteil 70%) zu bepflanzen. Die Fläche 
ist gemäß dem Entwicklungsziel „Heckenartige Pflan-
zung/Gehölzstreifen“ zu pflegen.

Es sind folgende Arten zu verwenden:
Bäume:

Qualitäten: Heister, 2 x verpflanzt, ohne Ballen, 125-150 cm

Arten:
Acer campestre Feldahorn
Betula Pendula Sandbirke
Carpinus betulus Hainbuche
Fraxinus exelsior Esche
Prunus avium Vogelkirsche
Prunus padus Traubenkirsche
Populus tremula Zitterpappel
Quercus robur Stieleiche
Salix caprea Sal-Weide
Sorbus aucuparia Eberesche

Sträucher:

Qualitäten: Sträucher, 3 Triebe, ohne Ballen 60-100 cm

Arten:
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus laevigata zweigriffeliger Weißdorn
Crataegus monogyna eingriffeliger Weißdorn
Frangula alnus Faulbaum
Prunus spinosa Schlehe 4 4 3
Rosa canina Hundsrose
Sambucus nigra Holunder

Maßnahme : Die mit der Nr. gekennzeichneten Flä-
chen (Breite 6-8 m) sind dreireihig mit Bäumen (Anteil 10%) 
und Sträuchern (Anteil 90%) zu bepflanzen. Die Fläche ist 
gemäß dem Entwicklungsziel „Heckenartige Pflanzung/ Ge-
hölzstreifen“ zu pflegen.

Es sind folgende Arten zu verwenden:

Bäume:
Qualitäten: Heister, 2 x verpflanzt, ohne Ballen, 125-150 cm
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Straßenbäume

Acer campestre `Elsrijk´ - Feldahorn 
Acer platanoides `Cleveland´,`Columnare´,`Deborah´,   
`Olmstedt´ - Spitzahorn 
Aesculus hippocastanum – Rosskastanie
Betula pendula – Sandbirke
Carpinus betulus `Fastigiata´ - Pyramiden-Hainbuche
Crataegus monogyna `Stricta´- Säulen-Dorn
Fraxinus excelsior `Westhofs Glorie´ - Esche
Gingko biloba – Fächerbaum
Platanus x hispanica - Platane
Pyrus calleryana `Chanticleer´ - Stadt-Birne
Pyrus communis `Beech Hill´ - Wildbirne
Quercus cerris - Zerreiche
Quercus palustris - Sumpfeiche
Quercus petraea – Traubeneiche
Quercus robur `Fastigiata´ - Säuleneiche
Sorbus intermedia  - Schwedische Mehlbeere
Tilia cordata `Greenspire´, `Rancho´ - Winterlinde

7 Zuordnungsfestsetzung
§ 9 (1a) BauGB

7.1 Allgemeines Wohngebiet
Den zusätzlichen Eingriffen auf den im Plan festge-
setzten Wohnbauflächen werden die Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen auf dem Flurstück 31 in der Flur 
16 der Gemarkung Frixheim Anstel zugeordnet.

7.2 Verkehrsflächen
Den Eingriffen auf den im Plan festgesetzten Ver-
kehrsflächen werden die Ausgleichs-und Ersatzmaß-
nahmen dem Flurstück 31 in der Flur 16 der Gemar-
kung Frixheim Anstel zugeordnet.

8 Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Nut-
zungen innerhalb der Umgrenzung des Boden-
denkmals “Fränkisches Gräberfeld”
§ 9 (2) BauGB

Innerhalb der Umgrenzung des Bodendenkmals 
“Fränkisches Gräberfeld” sind die hier planungsrecht-
lich festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzun-
gen bis zum Abschluss der bodenarchäologischen 
Untersuchungen unzulässig. Anschließend gelten die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes.

II Hinweise 
§ 9 (6) BauGB

1 Archäologische Denkmalpflege

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Bodenfunde und -befunde oder Zeugnisse tierischen 
oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit 
sind gemäß § 15 Gesetz zum Schutz und zur Pflege 
der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Denkmalschutzgesetz - DSchG) vom 11.03.1980, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.11.97 dem 
Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege zu mel-
den.

2 Bodenbelastung

Es wird empfohlen vor Durchführung größerer Boh-
rungen Probebohrungen im Schneckenbohrverfahren 
zu erstellen. Diese sind im Anschluss mit ferromagne-
tischen Sonden zu überprüfen. Sämtliche Bohrarbei-
ten sind mit Vorsicht auszuführen. Sobald im ge-
wachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird ist 
die Bohrung einzustellen und der Kampfmittelräum-
dienst zu benachrichtigen.

3 Grundwasser

Das Plangebiet liegt im Bereich der durch den Braun-
kohlentagebau bedingten Grundwasserabsenkung.

4 Sonstige Darstellungen

Einzelheiten, wie die Aufteilung der Verkehrsfläche 
und die Topografie innerhalb der Parkanlage dienen 
der Information und Orientierung. Sie sind nicht Ge-
genstand der Festsetzungen dieses Bebauungspla-
nes und daher  unverbindlich.



Gemeinde Rommerskirchen
Bebauungsplan Nr. 32 „Eckumer Kirchpfad II“
3. vereinfachte Änderung

Maßstab 1:1000

Übersichtsplan (Ohne Maßstab)

Verfahrensvermerke

1. ENTWURF

Der Entwurf der Satzung wurde vom Amt für Grundstücksmanagement 
der Gemeinde Rommerskirchen gefertigt

Rommerskirchen, den
I. A.

(Friedrich)

2. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Die Aufstellung der Satzung wurde gem. § 13  i. V. m. § 2 des Bauge-
setzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 in der 
zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses gültigen Fassung vom Rat 
der Gemeinde Rommerskirchen am ................... beschlossen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am ................... ortsüblich bekanntgemacht.

Rommerskirchen, den 

(Der Bürgermeister)

3. BESCHLUSS ÜBER DIE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Rat der Gemeinde Rommerskirchen hat in seiner Sitzung am 
................... den Beschluss über die öffentliche Auslegung der Satzung 
nebst Begründung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 3 Baugesetzbuch gefasst. 

Rommerskirchen, den

(Der Bürgermeister)

4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

Die Satzung nebst Begründung hat nach ortsüblicher Bekanntmachung 
am ................... in der Zeit vom ................... bis einschließlich .................
gem. § 13 Abs. 2 Satz 3 Baugesetzbuch als Entwurf öffentlich ausgele-
gen. Die Träger öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben von .............. von der öffentlichen Auslegung informiert.

Rommerskirchen, den 

(Der Bürgermeister)

5. BESCHLUSS

Diese Planung ist gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 7 
GO NW vom Rat der Gemeinde Rommerskirchen am ................... als 
Satzung beschlossen worden

Rommerskirchen, den

(Der Bürgermeister)  

6. BEKANNTMACHUNG

Gemäß § 10 Abs. 3  Baugesetzbuch  wurde die Sat-
zung........................... am ................. ortsüblich bekanntgemacht.

Rommerskirchen, den

(Der Bürgermeister)

7. AUSFERTIGUNG

Der Plan wird hiermit ausgefertigt.

Rommerskirchen, den

(Der Bürgermeister)
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